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Vorbemerkung

Bei der Vorbereitung für den heutigen Abend hatte ich zwei Probleme: Zum einen kann ich mich selbst nicht mehr über diese Themen reden hören, und zum anderen wurden wichtige Punkte, die auch ich vortragen wollte, bereits kürzlich vom SPIEGEL [18/2001:22-25] allgemein verbreitet: Er veröffentlichte wesentliche Inhalte aus dem Lagebericht des Bundesnachrichtendiensts (BND) vom Januar 2001 zur "Illegalen Migration nach Europa", obwohl das Dokument als "vertraulich, amtlich geheimgehaltene Verschlußsache" klassifiziert war. Viele Aussagen aus diesem Papier kann ich nur unterschreiben. Freilich setzen ich und der BND andere Schwerpunkte in der Datenauswertung und bei den Schlußfolgerungen. Also, dachte ich mir, wäre es vielleicht interessant, einfach mal meine Sicht der Dinge, die auf empirisch qualitativer Feldforschung meinerseits bzw. meiner KollegInnen im In- und Ausland beruhen, mit den Aussagen von Papieren deutscher Sicherheitsdienste zu vergleichen. Neben dem im SPIEGEL zitierten Papier beziehe ich mich dabei auf einen anderen geheimen BND-Bericht aus dem Jahr 1998, einen noch viel geheimeren BGS-Projektgruppenbericht zur Einschleusung irakischer Staatsangehöriger und einige "Lagebilder zur Organisierten Kriminalität" des Sächsischen Landeskriminalamts.
 

Ich möchte gleich darauf verweisen, daß das, was ich nachfolgend sage, auch aus Gesprächen mit Beamten aus dem Polizei-, Sicherheits- und Justizbereich erwachsen ist bzw. daß meine Schlußfolgerungen in Gesprächen mit solchen Gesprächspartnern verifiziert wurden. In der Tat haben diese Gesprächspartner mich auf viele Dinge hingewiesen, auf die ich so nicht gekommen wäre. Diese Offenheit in jeder Beziehung (nach der Zusicherung von Anonymität und Informantenschutz) ist für mich Anzeichen eines hohen Frustrationsgrades in dieser Berufsgruppe, die zunehmend das Gefühl zu haben scheint, mit ungeeigneten Mitteln gegen Windmühlen zu kämpfen. Freilich würden diese Gesprächspartner dies nie in der Öffentlichkeit zugeben (können), wenn sie ihren Job behalten wollen. Ein Indiz jedoch, wie ernst die Lage offensichtlich gesehen wird, ist für mich auch, daß meine bisher publizierten Texte von keiner Stelle in irgendeiner Weise auch nur ansatzweise kritisiert worden sind.

1.
Einführung

Meine Hauptinformationsgrundlage sind jedoch die Aussagen derjenigen Gesprächspartner unter den 'illegalen' Migranten
, denen ich während meiner Feldstudien in Leipzig begegnet bin. Diese Studie waren Teil eines umfassenderen Forschungsprojektes des Jesuiten-Flüchtlingsdiensts in Europa, welches empirische Feldstudien in Deutschland, Großbritannien und Spanien ebenso umfaßte wie eine in Oxford erarbeitete und im vergangenen Dezember veröffentlichte Synthese aus den Ergebnissen der drei Teilstudien
. Hauptinteresse seitens des Auftraggebers war anfänglich das Schicksal von Flüchtlingen nach der europaweiten Einführung des Konzepts der Sicheren Drittländer und –Herkunftsländer seit 1992/1993. Ich selbst bekam im Verlauf meiner Datensammlung Kontakt zu 51 'illegalen' Migranten, wobei hier die Familienangehörigen der jeweiligen Gesprächspartner mitgezählt werden
. Diese Gesprächspartner kamen aus all den Ländern, die auch in den Berichten von BND und BGS behandelt werden [Grafik 1]. Durch diese Kontakte kamen jedoch eine Reihe anderer Personengruppen und Typen in den Blick, die schnell deutlich machten, wie komplex das "Milieu" insgesamt ist. Mir scheint, daß es wichtig ist, eine Kenntnis aller Personengruppen und Typen mit ihren unterschiedlichen Migrationsmotiven und -strategien zu haben, wenn man effiziente Lösungen für den wachsenden Problemkomplex der Illegalität suchen und implementieren will. 

2.
MIGRATIONSMOTIVATIONEN

Den "typischen Illegalen" gibt es nicht. Vielmehr war eine Erkenntnis des Forschungsprojekts, daß es eine große Bandbreite an Typen und Karrieren im "Illegalenmilieu" gibt, die sich in Migrationsmotivation und Migrationsverlauf ebenso unterscheiden wie in ihren Erwartungen an den Aufenthalt in Deutschland. Eine besonders wichtige Unterscheidung ist, ob sich der Migrant auf Dauer in Deutschland niederlassen will, oder ob er zwischen Deutschland und seinem Herkunftsland pendelt [Grafik 2]

2.1.
NEUER LEBENSMITTELPUNKT IN DEUTSCHLAND

Es waren besonders die Flüchtlinge der Stichprobe, die Deutschland als neuen Lebensmittelpunkt betrachteten. Als Flüchtling wurden in meiner Studie Personen bezeichnet, die "aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung" ihr Herkunftsland verlassen haben bzw. dieses verlassen mußten (vgl. Artikel 1 A Nr. 2 der Genfer Flüchtlingskonvention), weil dort ihr "Leben" oder ihre "Freiheit ... bedroht sein würde" (Artikel 33). Das Selbstverständnis der meisten Gesprächspartner, die sich als 'Flüchtling' betrachteten, war im Einklang mit diesem Flüchtlingsbegriff in einer großzügigen Auslegung, wie sie in der internationalen Rechtsprechung auch anzutreffen ist
. Die von den Gesprächspartnern angegebenen Fluchtgründe können wie folgt zusammengefaßt werden: Bedrohung durch eine Zentralregierung oder durch militant - religiöse Fundamentalisten, Unterdrückung wegen Zugehörigkeit zu einer nicht tolerierten Religion oder ethnischen Minderheit, Bedrohung durch Anarchie, Bürgerkrieg oder wegen einer sexuellen Orientierung. Diese Gesprächspartner stellten in ihrer Vielfalt einen bunten Querschnitt der bekannten Krisenregionen Asiens und Afrikas dar. Die meisten Gesprächspartner waren unverheiratet, die verheirateten hatten ihre Familien mit nach Deutschland gebracht. Von den Gesprächspartnern sind neun Personen vor, und drei Personen nach bereits erlittenen Verfolgungstatbeständen geflohen. Unter den Verfolgungstatbeständen befanden sich Inhaftierung und physische Gewaltanwendung gegen die Betroffenen selbst sowie in einem Fall zusätzliche Inhaftierung, Gewaltanwendung und Tötung eines Familienangehörigen. Diejenigen Personen, die vor dem Erleiden akuter Sanktionen flohen, schilderten detailliert, warum sie für sich eine 'begründete Furcht vor bevorstehender Verfolgung' geltend machen, z.B. zunehmende Feindseligkeit und Repression durch staatliche Organe und/oder religiös - fundamentalistische Gruppen, konkrete Gewalttaten gegen das Leben von Personen in der näheren Umgebung (Familie, Nachbarschaft) oder Angst vor dem bevorstehenden Wehrdienst. Eine Reihe von ihnen stellte keinen Asylantrag, da sie von der Ergebnislosigkeit dieses Bemühens – etwa aufgrund der Sicheren Drittstaatenregelung oder der bekannten Entscheidungspraxis zu ihrem Herkunftsland - Kenntnis hatten. Andere wiederum entzogen sich nach der Ablehnung ihres Antrags der Abschiebung durch Untertauchen
. Wenig überraschend, erachten Flüchtlinge eine Rückkehr ins Herkunftsland als ausgeschlossen, weil sie dort für sich keine Zukunftsperspektive sehen. Entsprechend groß ist ihre Angst vor Entdeckung und Ausweisung, und entsprechend bemüht sind sie, ihren Aufenthalt versteckt und unauffällig zu gestalten. Eine auffällig hohe Zahl der Gesprächspartner litt unter gesundheitlichen Problemen, zum Teil noch vorfluchtbedingt (v.a. Foltertraumata), ansonsten aus den für sie generell besonders harten Lebensumständen in der Illegalität (dauernde Angst vor Enttarnung, Isolation bzw. sehr wenig Sozialkontakte, Armut, ungesunde Ernährung, schlechte Wohn- und Arbeitsbedingungen). 

Ebenso gehen jene Migranten von einem dauerhaften Verbleib in Deutschland aus, die zur Herstellung der Familieneinheit illegal nach Deutschland kamen bzw. sich illegal in Deutschland aufhalten. Hier handelt es sich etwa um Familien, bei denen ein Familienmitglied in Deutschland nur einen prekären Status hat (z.B. eine Duldung), der nicht zum Familiennachzug berechtigt oder um Familienmitglieder, die bereits illegal in Deutschland leben und sukzessive andere Familienmitglieder nachholen, weil sie die Lebenssituation für sich und ihre Kinder in Deutschland insgesamt als besser einschätzen als im Herkunftsland - vor allem dann, wenn sie dort weder über eine berufliche Perspektive verfügen und keine Verwandte haben, die sie (mit-)versorgen können. 

Dies traf beispielsweise auf eine alleinerziehende Mutter zu, die mit dem älteren ihrer zwei minderjährigen Kinder aus Kurdistan zu Verwandten nach Deutschland floh. Da sie seinerzeit nicht genügend Geld hatte, um die Reise auch für das jüngste Kind zu zahlen und zunächst in Deutschland Fuß fassen wollte, ließ sie dieses Kind in der Obhut von Verwandten zurück. Bevor sie aber genügend Geld beisammen hatte, trat die deutsche Kindervisumsregel in Kraft, die in diesem Fall nicht in Anspruch genommen werden konnte. Seither ist die Familie getrennt: Die Verwandten haben kaum genug Geld, um die eigenen Grundbedürfnisse zu befriedigen, geschweige denn eine Schulbildung zu finanzieren, die Mutter würde rund 10 000 DM benötigen, um eine illegale Familienzusammenführung zu ermöglichen. Bis zum Abbruch des Feldkontakts konnte dieses Geld jedoch nicht aufgebraucht werden.

Bezüglich des Familienverständnisses vieler 'Illegaler' muß jedoch darauf geachtet werden, daß dieses im Falle vieler Migranten eben nicht nur Eltern und minderjährige Kinder umfaßt, sondern, kulturell bedingt, auch andere Angehörige
.

Eine hier zu erwähnende Gruppe, die bislang kaum im Blick ist, sind Menschen, die aufgrund von Umweltveränderungen zum Verlassen ihrer Heimat gezwungen werden. Hier entwickeln sich aber Größenordnungen. Der BND geht, Bezug nehmend auf das United Nations Environmental Programme davon aus, daß "allein die zunehmende Erwärmung der Erdatmosphäre bis zum Jahr 2050 mindestens 150 Millionen Menschen zur Migration bewegen dürfte" [BND 2001:95].

2.2.
LEBENSMITTELPUNKT UNVERÄNDERT IM HERKUNFTSLAND

Die meisten Gesprächspartner nannten materielle Bedürftigkeit und Perspektivlosigkeit als Motiv zum Verlassen ihres Herkunftslands
. Diese Migranten kamen vor allem aus den Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas, die meisten von ihnen waren verheiratet, ihre Angehörigen lebten noch im Herkunftsland. Hierunter fallen zunächst Personen, die im Herkunftsland zwar Arbeit hatten, deren Verdienstmöglichkeiten aber nicht oder kaum zur Bestreitung des Lebensunterhalts ausreichten. Die permanente Unsicherheit im persönlichen Lebenskontext der Gesprächspartner wurde durch die allgemeine wirtschaftliche Situation in ihrem Herkunftsland verstärkt: Manche Betriebe, die unter Absatzschwierigkeiten litten, schickten die Belegschaft monatelang in unbezahlte Betriebsferien. Andere Betriebe ließen die Belegschaft zwar arbeiten, zahlten aber monatelang keinen Lohn. Wieder andere Betriebe zahlten keinen Lohn, überließen aber statt dessen ihren Mitarbeitern betriebsspezifische Produkte (z.B. Schnaps, Zucker oder Stahlplatten), die diese dann selbst zu verkaufen suchten. Der Erlös aus einer solchen Transaktion erreichte aber selten die Höhe eines regulären Gehalts. Traten unvorhergesehene Notfälle (z.B. Krankheit oder gar ein Krankenhausaufenthalt) ein oder entstanden Sonderausgaben (z.B. durch Geburten, die Einschulung von Kindern oder durch Todesfälle), dann konnte eine Familie in größte Schwierigkeiten geraten. Einige Gesprächspartner waren gezwungen, sich zur Absicherung des eigenen bzw. familiären Überlebens zu verschulden. Die Situation verschärfte sich nochmals im Falle von Arbeitslosigkeit, die weder durch einen neuen Job in der regulären, noch in der Schattenwirtschaft beendet werden konnte. In Verbindung mit der materiellen Bedürftigkeit ließen sich sodann  Spannungen mit dem Ehepartner feststellen. Die Kumulation verschiedenster Gründe wird in nachfolgendem Beispiel deutlich: Der Gesprächspartner hatte 

vor dem Kommen nach Deutschland in seinem Herkunftsland bereits fünf Jahre gearbeitet. Dort verdiente er ungefähr 40 bis 50 DM im Monat, das reichte kaum für die Wohnung. Danach arbeitete er in Moskau und Sibirien, das reichte zunächst, aber dann zahlten sie die Löhne nicht mehr aus, und er hatte ein halbes Jahr kein Geld. Insgesamt dreimal war er in Moskau als Gastarbeiter. Die Frau studierte an einer Uni, die 120 km weit weg (vom Wohnort) war, sie benötigte deshalb alleine umgerechnet zehn DM für die Fahrtkosten im Monat. Am Anfang halfen ihnen noch seine Eltern, aber dann hörte auch das auf. Schließlich kam es zum Ehekrach. Die Frau machte ihm Vorwürfe, daß andere (Männer) ihre Familien besser versorgten. Der Krach war derart, daß sie drei Tage nicht mehr miteinander sprachen. Dann sagte er sich: Ich beweise es dir jetzt. ... Viele Bekannte aus seinem Stadtbezirk in xxx waren schon in Deutschland, haben dort gearbeitet und Autos gekauft. Also machte auch er sich auf den Weg. 

Ähnlich gelagert sind Fälle von Heranwachsenden (17-21 Jahre), die vereinzelt Spannungen mit ihren Eltern als Emigrationsgrund angeben. Bei näherem Hinsehen sind aber auch bei ihnen materielle Bedürftigkeit und berufliche Perspektivlosigkeit oder Abenteuerlust und Neugier wichtigere Motive für Emigrationsentscheidungen. Wie ernst die Lage hier ist, wird im BND Bericht drastisch verdeutlicht. Dort steht:

Offiziellen Schätzungen zufolge wächst die Bevölkerung in den Maghrebstaaten trotz tendenziell abnehmender Geburtenzahl bis zum Jahr 2025 um 60 bis 90%. Dementsprechend wird die Zahl der erwerbsfähigen Bevölkerung um  20 bis 30% zunehmen. Nach Angaben der Weltbank ist die Zahl der Personen, die in Marokko unterhalb der Armutsgrenze leben, in den letzten 10 Jahren um 50% gestiegen und beträgt zur Zeit ca. 20% der Gesamtbevölkerung. 1999 lag die Arbeitslosigkeit in den Städten bei ca. 20%. Besonders Jugendliche sind hiervon stark betroffen (Jugendarbeitslosigkeit ca. 40 bis 50%). Ein jährliches Wirtschaftswachstum von 6 bis 8% (entspricht ca. 200 000 Arbeitsplätzen pro Jahr) wäre erforderlich, um die bestehende Arbeitslosigkeit langfristig abbauen zu können. Aufgrund des anhaltenden Bevölkerungswachstums wird die Arbeitslosigkeit in Marokko nach Schätzungen der Weltbank im Jahr 2005 voraussichtlich auf rund 30% anwachsen. Diese Perspektivlosigkeit dürfte der illegalen Migration aus dem Maghreb auch künftig kräftig Vorschub leisten [BND 2001:24, Grafik 3 aus BND 1998:20]

Dieser Analyse und Schlußfolgerung kann ich auf Grund meiner Gespräche mit 'Illegalen' aus Tunesien und Algerien voll und vorbehaltlos zustimmen.

Eine beachtliche Gruppe unter den Gesprächspartnern gab schließlich an, nur vorübergehend nach Deutschland gekommen zu sein, um dort Geld zur Finanzierung eines größeren Vorhabens, z.B. zum Hausbau oder für eine Existenzgründung, zusammenzusparen. Ähnliches gilt für Migranten, die aus dem Wunsch nach Verbesserung der eigenen Lebensqualität ihr Herkunftsland verließen, d.h. die im Herkunftsland zwar nicht unter Verfolgung und Bedürftigkeit litten, ihre Lebenssituation aber als derart unbefriedigend empfanden, daß sie sich von einer Emigration eine Sicherung oder Verbesserung ihres (wirtschaftlichen und sozialen) Status versprachen oder ein unabhängigeres und selbstbestimmteres Leben. Diese Gesprächspartner kamen aus allen Teilen der Welt, der Werdegang einer dieser Personen folgt als Beispiel:

1991/1992 begannen die wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten im Herkunftsland. Das Lebensniveau sank drastisch, die Gehälter stagnierten, die Preise stiegen. Es war kaum möglich, von dem Gehalt zu leben. Er hatte Arbeit in einem staatlichen Betrieb, das Gehalt reichte aber nicht aus. Zu dieser Zeit begannen auch die Privatisierungen. Er wollte in eine GmbH einsteigen, ohne den sicheren Job beim Staatsbetrieb ganz aufzugeben. Also ging er auf Halbtagsarbeit in beidem. Durch die Halbtagsarbeit bei der GmbH gewann er finanziell. Ihm wird klar: Das Gehalt beim Staatsbetrieb ist derart niedrig, daß es sich nicht lohnt, dort zu bleiben. Andererseits hatte er auch kein Startkapital, um sich selbständig zu machen. Er wollte nicht mehr abhängig sein. Er überlegte, wie er dazu kommen könne. Er hörte von ehemaligen Offizieren und Mannschaften der Roten Armee, daß diese immer alte Autos aus Deutschland mitgebrachten hatten, sie weiterverkauften und dabei Gewinn machten. Da auch er Autos mochte, schien ihm dies ein interessanter Weg zu sein. Außerdem wollte er nebenher in Deutschland ein Studium beginnen, zum einen, um sich weiterzubilden, zum anderen, damit er mit einem Studienplatz eine Aufenthaltsbewilligung bekomme und mit Hilfe dieses Papiers mit den angekauften Autos zwischen Deutschland und seinem Herkunftsland problemlos hin- und herfahren könne. 

Bei Migranten aus der vorgenannten Gruppe betrachteten die meisten Gesprächspartner Deutschland nicht bzw. noch nicht als ihren (neuen) Lebensmittelpunkt. Diesen sehen sie nach wie vor im Herkunftsland, wo ihre Familienangehörigen leben. Je nach finanziellen Möglichkeiten pendeln sie anlaßbezogen (Familienfeiern, Weihnachten, Urlaub) zwischen Herkunftsland und Arbeitsort hin und her. Sie haben auch weniger Angst vor Entdeckung und Abschiebung, denn aus verschiedensten Gründen ist ihnen eine Wiedereinreise nach Deutschland wesentlich leichter möglich als Flüchtlingen. Allerdings ist immer häufiger zu beobachten, daß sich bei einer Reihe von diesen Personen der zunächst als befristet gedachte Aufenthalt immer weiter verlängert. Entweder, weil eine Rückkehr und Wiedereingliederung im Herkunftsland bei zunehmender Abwesenheit immer schwieriger wurde (z.B. weil ihre früheren Arbeitsplätze nicht mehr existierten), weil sie das selbstgesteckte Migrationsziel nicht erreicht hatten und sich deshalb schämen, weil ihnen schlicht das Geld für die Heimreise fehlte oder weil sie das Leben in der Illegalität zunehmend als attraktiver erleben als ein 'legales' Leben im Herkunftsland. 

Eine mir oft gestellte Frage an dieser Stelle lautet, ob man denn sagen könne, wie sich der Anteil an Flüchtlingen und Personen darstelle, die aus wirtschaftlichen Gründen unerlaubt nach Deutschland kommen. Diese Frage ist allein deshalb schwer zu beantworten, weil eine Grenzziehung diesen beiden Gruppen nur schwer möglich ist. Immer wieder verweist beispielsweise UNHCR auf diesen Punkt
. Hierzu sagte mir einst ein Richter, der im Grenzbereich Strafverfahren bearbeitet, die nach dem unerlaubten Grenzübertritt eingeleitet werden, daß die ihm vorgeführten Gruppen ziemlich gleichmäßig in drei Gruppen fallen würde: Ein Drittel der Personen sind Flüchtlinge, ein Drittel komm auf der Suche nach Arbeit, das letzte Drittel zur Begehung von Straftaten, wobei darunter natürlich auch die aufgegriffenen Schleuser fallen. Was das Dunkelfeld betrifft, so kann man mit Sicherheit annehmen, daß der Anteil von Flüchtlingen und Arbeitssuchenden den Anteil an Personen mit Bereitschaft zur Straftatbegehung weit übersteigt
.

3.
MIGRATIONSAUSLÖSENDE UND MIGRATIONSLENKENDE FAKTOREN 

Im Folgenden sollen einige Beispiele für das komplexe Ineinander von migrationsauslösenden und migrationslenkenden Faktoren gebracht werden [Grafik 4]. Starke migrationsauslösende Faktoren sind zweifelsohne Verfolgung und Armut – wobei das eine das andere bedingen kann: Verfolgte sind arm, Arme haben kaum eine Möglichkeit sich gegen zugefügtes Unrecht zu wehren – ein Teufelskreis. Solche Menschen verlassen in einer bedrohlichen Situation ihr Herkunftsland auch ohne ein direktes Ziel, einfach weil sie keine Alternative zum Verbleib im Herkunftsland sehen. Hier trifft man viele Flüchtlinge und Arbeitsmigranten an, die zunächst in Ländern, die ihrem Herkunftsland benachbart sind, eine Lösung für ihre Probleme suchen und die erst nach mehreren Zwischenstufen irgendwann irgendwo in Ländern der Europäischen Union 'ankommen' und dort Fuß fassen. 

Ein bedeutsamer migrationslenkender Faktor bei allen Menschen, die unter größerem oder geringerem Druck mit dem Gedanken spielen, ihr Herkunftsland zu verlassen, sind Familienmitglieder, Verwandte, Freunde, Arbeitskollegen etc., die sich bereits in Ländern der Europäischen Union aufhalten. Über sie gelangen zunächst Informationen über die Lebensumstände in die Herkunftsländer. Darüber hinaus jedoch, wenn eine (illegale) Migration beschlossen wird, werden über diese Kanäle auch Tips und Informationen über die Organisation der Reise weitergegeben – falls die Ansprechpersonen nicht ohnehin persönlich kommen und dem 'Migrationskandidaten' (aufgrund ihres eigenen Wissens bezüglich eines illegalen Grenzübertritts) zu einer illegalen Einreise verhelfen. Das Vorhandensein solcher Erstanlaufstellen, von denen sich Migranten eine Erstversorgung, Orientierungshilfe und Eingliederungshilfe im Zielland versprechen, kann in seiner Bedeutung nicht überschätzt werden: Gerade weil das abstrakte Konzept von staatlicher Sozialhilfe vielen Migranten fremd ist, hat das traditionelle Verständnis gegenseitiger 'sozialer Hilfe' besonderes Gewicht in (E-)Migrationsüberlegungen. Eine migrationslenkende Funktion haben auch Anwerbungen, d.h. die aufgrund der Nachfrage nach 'illegalen' Billigarbeitern in den Ländern der Europäischen Union besteht
.[
] Hier kann es vorkommen, daß Personen, die ursprünglich überhaupt nicht von zu Hause wegwollten, auf einmal eine große persönliche Chance sehen und sich auf den Weg in eine allzuoft gar nicht glänzende Zukunft machen. 

4.
NETZWERKE IM MIGRATIONSGESCHEHEN

Dies bringt mich nun zu einem ganz zentralen Punkt: Netzwerken. Das Forschungsprojekt untermauerte die bereits seit langem in der Wissenschaft diskutierte Bedeutung von Netzwerken im Migrationsgeschehen insgesamt und im illegalen Migrationsgeschehen insbesondere. Zwar gaben zehn der Gesprächspartner zunächst an, ihre Erstemigration 'alleine' und ohne Hilfe durchgeführt zu haben. Allerdings erwies sich diese Behauptung in der Regel als Versuch, Unterstützer- und Ermöglichungsstrukturen zu schützen, bzw. waren sie Ausfluß der Annahme, daß bestimmte 'Selbstverständlichkeiten' erst gar nicht berichtenswert seien. Aus einem Interview mit osteuropäischen 'Illegalen':

"A.
Wir sind hierhergekommen, um ehrlich zu sein, wie die Katzenjungen im Sack. Wir wußten nicht wohin wir fahren, warum wir fahren ... Naja, irgendwo wußten wir, warum wir fahren. Aber wohin wir fahren, wußten wir nicht.

F.
Und hat irgend jemand den Sack getragen, oder...?

A.
Nein, wir selbst."

Aber wenig später hieß es dann doch ein klein wenig anders:

"A.
So sind wir gefahren, na, wir hatten Adressen, ein paar Leute waren schon hier.

F.
Adressen hatten Sie?

A.
So ungefähre.

F.
Das heißt, Sie hatten Adressen von irgendwelchen Leuten, die schon hier sind?

A.
Ja."

Die meisten Gesprächspartner wiesen jedoch von Anfang an bereitwillig auf die Bedeutung von Netzwerken für ihre Migration. 

4.1. NETZWERKTYPEN

Es gibt unterschiedliche Netzwerke, die auf dem Hintergrund verschiedener Motivationen und Interessen agieren. Ich unterscheide inzwischen folgende Typen: 

· Private Netzwerke umfassen Familie, Verwandte, Bekannte, Nachbarn, Freunde und Arbeitskollegen, die einem Migranten mehr oder weniger uneigennützig helfen oder lediglich Aufwandsentschädigungen oder Beiträge zur Abdeckung eigener Unkosten verlangen. 

· Kommerzielle Netzwerke umfassen zentrale Strukturen einer Schattenwirtschaft, also Agenturen, Organisationen und Personen mit einer großen Angebotspalette relevanter Dienstleistungen für eine illegale Einreise zu marktüblichen Preisen, d.h. Preisen, die sich an Parametern wie Angebot, Nachfrage, gewünschtem Komfort und Risikozulagen
 orientieren. Die Palette der Dienstleistungen reicht vom einfachen illegalen Grenzübertritt bis hin zur Abwicklung einer Paketreise vom Herkunftsland bis zum Zielort. Im Vordergrund der Geschäftsbeziehungen steht die 'Zufriedenheit' des Kunden - in der Hoffnung auf 'Weiterempfehlung' bzw. Fortdauer der Beziehung. Die Leistungen und Zusagen werden in einem hohen Grad eingehalten, bzw. eine Nichteinhaltung liegt nicht in der Kontrolle der Agenturen
. Die Zwangsmaßnahmen gegen zahlungssäumige Personen bewegen sich im Rahmen dessen, was auch 'seriöse' Kreditinstitute unternehmen, um an ihre Gelder heranzukommen (z.B. Pfändungen). 

· Kriminelle Netzwerke ähneln den kommerziellen Netzwerken auf den ersten Blick weitgehend. Im Vordergrund stehen hier jedoch die Interessen von Agentur, Organisation oder Hintermännern, d.h. die Preise sind z.T. überhöht, versprochene Leistungen werden durch eigenes Zutun nicht erbracht
, Kunden bereits im Anfangsstadium der 'Geschäftsbeziehung' bewußt über Aspekte der Anwerbung oder Angebote getäuscht, indem z.B. wider besseres Wissen legale Beschäftigungsverhältnisse versprochen oder Prostituierte als 'Gesellschaftsdamen' angeworben werden. Zwangsmaßnahmen gegen zahlungssäumige Personen schließen hier auch Drohungen (und Aktionen) gegen Leib und Leben der Betreffenden und ihrer Familienangehörigen mit ein. 

· Hinzu kommen vereinzelt politische Netzwerke, d.h. vor allem Personen mit gleichem politischem Hintergrund zu einer unerlaubten Einreise verhelfen (von mir z.B. bei kurdischen PKK-Mitgliedern beobachtet), oder 

· humanitäre Netzwerke, d.h. Gruppen, die durch ihre Fluchthilfe beispielsweise Migranten einen Zugang zu einem Asylverfahren ermöglichen wollen oder ihn innerhalb der Europäischen Union in das Aufnahmeland seiner Wahl transportieren. 

All diese Netzwerke können sich, je nach Person, Kontext oder Migrationsabschnitt, mehr oder weniger überlappen. Dies wird bei folgendem Beispiel deutlich, welches mir ein 'illegaler' Arbeitsvermittler berichtete. Hier geht es um die Anwerbung und Vermittlung von Arbeitskräften, indem private Beziehungen mit kommerziellen und kriminellen Momenten ein komplexes Geflecht bilden. 

'XXX sagte mir, daß er Arbeiter bräuchte - ob ich helfen könne. Damals fuhr ich ca. alle zwei Monate nach Polen, und so fuhr ich wieder und fragte innerhalb der Verwandtschaft meiner Mutter und deren Bekannten, ob sie Interesse hätten, in Deutschland zu arbeiten. 42 Mann bekundeten die Bereitschaft, wollten aber, daß alles legal sei. Es waren hauptsächlich Maurer und Fliesenleger. XXX sagte: "Natürlich wird das alles legal sein, aber erst müssen sie auf Probe arbeiten, damit wir sehen können, ob sie auch gut sind". XXX besorgte aber schon mal die Formulare zu An- und Abmeldung vom Arbeitsamt, gab sie mir. Ich nahm sie wiederum nach Polen mit und ließ meine Freunde diese ausfüllen und mit Paßbildern versehen. Die Polen meldeten sich ordnungsgemäß in Polen ab und kamen nach Deutschland. Zwei Tage später wurden sie auf verschiedene Baustellen aufgeteilt ... Die ganze Zeit dachten die Polen, sie seien legal in Deutschland. Ich allein wußte, daß dies nicht der Fall war, da das Arbeitsamt dies nie akzeptieren würde. Um die Polen legal beschäftigen zu können, hätte ich oder XXX mindestens eine Tarnfirma in Polen haben müssen, über die wir die Arbeitnehmer hierher hätten holen können, z.B. auf Werkvertragsbasis'. 

Hier angekommen, stellen sich uns zwei wichtige Fragen. 

1. Welchen Rolle haben diese Netzwerke nun genau im illegalen Migrationsgeschehen? 

2. Welchen Anteil haben Personen und Organisationen mit kriminellem Hintergrund an diesem Migrationsgeschehen? 

Hier weichen nun meine Einschätzungen beträchtlich von denen der Polizei- und Sicherheitsbehörden ab. Zunächst zur Frage nach der Rolle von Netzwerken am Migrationsgeschehen.

4.2.
ROLLE VON NETZWERKEN IM MIGRATIONSGESCHEHEN

Die Bedeutung der Netzwerke für das Gelingen einer illegalen Migration ist sehr unterschiedlich. Sie reicht von mündlichen oder schriftlichen Tips und Tricks von Angehörigen über hochprofessionelle Luxusschleusungen von Wohnort im Herkunftsland direkt zum Zielort im Zielland mithilfe eines perfekt gefälschten Passes bis hin zu Lug, Trug und Versklavung. Zunächst einmal halte ich die in meinem Buch geäußerte und begründete Einschätzung aufrecht, daß es unverändert einer beachtlichen Zahl von Personen gelingt, einen unerlaubten Grenzübertritt mit minimaler Hilfe (Briefe mit Wegbeschreibungen o.ä.) alleine durchzuführen
. Auch der BND berichtet etwa davon, daß von allen Aufgegriffenen im tschechischen Grenzgebiet lediglich 24% "die Hilfe von Schlepperorganisationen genutzt" haben [BND 2001:49], eine Schätzung, die auch von anderen Quellen bestätigt wird
. 

"Paketreisen" – so meine Analyse, denen auch die Aussagen der mir vorliegenden internen BGS und BND Papieren nicht widersprechen - sind unterm Strich eher die Ausnahme als die Regel allein weil sie zu teuer sind. Unvermindert versuchen die allermeisten Migranten mit eigenen Mitteln, so nahe wie möglich an die Grenze der EU zu kommen. Somit behaupte ich: Im Migrationsbusiness dominiert die abschnittsweise Inanspruchnahme von Dienstleistungen, vor allem Hilfe bei der alles entscheidenden illegalen Grenzüberschreitung.

Und hier werden, aufgrund der zunehmenden "Kontrolldichte" an der Grenze, private Netzwerke mit den ihnen eigenen Möglichkeiten zum Grenzübertritt mehr und mehr überfordert. Hier ist eine wachsende Inanspruchnahme von lokal ansässigen Einzelpersonen, aber auch  (kommerziellen und kriminellen) Organisationen wenigstens für Etappen der Reise festzustellen, da diese die nötige Expertise hierfür mitbringen (z.B. genaue Ortskenntnis, 'Beziehungen' zu Grenztruppen oder Behörden wegen falscher Papiere etc.). Der Kontakt zwischen Kunde und Grenzübertrittshelfer wird oftmals auch telefonisch oder schriftlich zwischen bereits in Deutschland lebenden Migranten und Verwandten und Bekannten im Herkunftsland vermittelt. 

Generell kommt hier der örtlich ansässigen Bevölkerung eine große Bedeutung zu. An der Peripherie eines Staates gelegene Regionen weisen oft eine hohe Arbeitslosenrate auf, des weiteren ist dort Armut, Unterentwicklung und Langeweile weit verbreitet: Ein idealer Ausgangspunkt für die dort ansässige Bevölkerung, sich ein Zubrot durch Unterbringung von Migranten oder Grenzübertrittshilfen zu verdienen
. Diese Aktivitäten setzen aber noch keine Mitgliedschaft in kommerziellen oder kriminellen Organisationen voraus. Oft werden solche 'Experten vor Ort' ad-hoc angeheuert, manchmal auch als 'Bauernopfer' der Polizei überlassen.

Freilich: So gut wie die örtliche Bevölkerung muß man aber die Grenze gar nicht kennen, um Menschen dort im "Ameisenverkehr" rüberzuschleusen. Am Ende meiner Studie, auf dem Hintergrund meiner Einblicke in Schleusungspraktiken an der deutschen Ostgrenze, fragte ich einen hochrangigen Gesprächspartner beim BGS: 

"F.
Wenn ich mit Ihnen wetten würde, daß ich jeden weißhäutigen Illegalen über die Grenze rüberbringe, würden Sie die Wette annehmen oder nicht?

A.
Meinen Sie jetzt über die grüne Grenze oder über einen Grenzübergang?

F.
Egal, was für eine Methode ich wähle. Ich wette mit Ihnen, ich bringe jeden rüber.

A.
Ich möchte nicht dagegen wetten." [Alt 1999b: Anlage 5-1 ("Interview mit einem hochrangingen BGS-Beamten"): Frage 24f.]

4.3. STELLENWERT UND BEDEUTUNG KRIMINELLER GRUPPEN

Dies führt zum zweiten Punkt: Welchen Anteil haben Personen und Organisationen mit "wirklich kriminellem" Hintergrund an diesem Migrationsgeschehen?

Meiner Ansicht nach kann nicht gesagt werden, daß kriminelle Gruppen das illegale Migrationsgeschehen "im großen Umfang steuern" [vgl. BND 2001:7]. Für einen eher marktwirtschaftlichen, an den Parametern von Angebot und Nachfragte orientierten Charakter des Migrationsbusiness spricht aus meiner Sicht schon die große Bandbreite an Angeboten und Tarifen, die von 80 DM für einen einfachen Grenzübertritt an der Ostgrenze bis hin zu 40-50 000 $ für eine Luxusschleusung von Asien nach Westeuropa reichen: All dies ist für mich eine Bestätigung dafür, daß hier rege Konkurrenz und Wettbewerb herrscht und zumindest derzeit keinesfalls einer von einer Dominanz mafiöser Monopolkartelle ausgegangen werden kann
. Darüber hinaus scheint mir, daß, solange Konkurrenz in diesem Milieu existiert, selbst kriminelle Gruppen sich zumindest teilweise dem Marktgeschehen anpassen und Ware gegen Bezahlung liefern: Schließlich wollen sie im jetzigen Stadium nicht riskieren, daß zahlungskräftige Kunden zu der Konkurrenz überlaufen bzw. erst gar nicht mehr bei ihnen anklopfen, weil ihre kriminellen Praktiken sich herumsprechen werden.

Warum aber malen Sicherheitsdienste dann stets ein so dramatisches Bild vom Einfluß krimineller Akteure im Feld der internationalen Migration? Folgende Gründe sehe ich:

· Zum einen wird meiner Meinung nach der quantitative Anteil krimineller Netzwerke auf diesem Gebiet von ihnen deshalb überschätzt, weil Sicherheitsdienste sich schon von Berufswegen (hauptsächlich) mit kriminellen Personen und Organisationen beschäftigen. Was sich außerhalb ihrer Hellfelderkenntnis im abgeschotteten Dunkelfeld  abspielt, entzieht sich somit nicht nur ihrer Kenntnis, sondern auch ihrer Aufmerksamkeit
. 

· Zum anderen haben die Sicherheitskräfte Recht, was die qualitative Gefährlichkeit der hier zu nennenden mafiösen Gruppen betrifft: Es gibt organisiert-arbeitsteilig zusammenarbeitenden kriminellen Gruppen; es gibt auch das, was man gemeinhin mit Mafia oder Organisierter Kriminalität bezeichnet
. Wenngleich ich die Bedeutung dieser Gruppen am quantitativen Geschehen relativiere, möchte ich deren Bedeutung für die Gefährdung unseres Rechtsstaates, unserer Demokratie, unseres Wirtschafts- und Finanzsystems ausdrücklich betonen. 

Daß die breite Öffentlichkeit von der Existenz dieser Gruppen in unserem Land wenig mitbekommt, ist Ausdruck der von diesen Gruppen erfolgreich gefahrenen "Politik": Mafiöse OK-Gruppen schrecken vor Tätlichkeiten bis hin zu Mord an den eigenen Leuten nicht zurück, wenn diese durch Unachtsamkeit Schuld daran wären, daß Existenz und Operationen dieser Gruppe zur Kenntnis der deutschen Sicherheitskräfte oder Öffentlichkeit kämen. In den Worten eines meiner 'illegalen' Gesprächspartner:

"Ich weiß, daß sie [die Mafia, d.V.] die einheimische Bevölkerung nicht anrühren... Sie sind sehr bemüht, sich zu benehmen. Sie brauchen einfach hier eine Basis, so habe ich es verstanden, um ihr Geld von den Drogen zu waschen".

Zu Recht warnt das Sächsische Landeskriminalamt in seinem "Lagebild zur Organisierten Kriminalität" aus dem Jahr 1997:

"Eine direkte Korrelation zwischen OK und dem subjektiven Sicherheitsgefühl der Bevölkerung ist nicht festzustellen. Die mittlerweile schon und noch vorwiegend in den Medien erfolgende, inflationäre Verwendung des Begriffs ... OK ... ist nicht geeignet, sich sachlich und sachgerecht mit OK auseinanderzusetzen" (Hieraus erwächst die Gefahr) "Hinweise der Polizei auf tatsächlich bestehende Bekämpfungsdefizite damit abzutun, daß hier lediglich empfindliche Eingriffsermächtigungen ohne tatsächliches Erfordernis erlangt werden sollen." [S. 4]

5.
ERGEBNIS

5.1.
ILLEGALE MIGRATION UND SCHLEUSER: VERWECHSLUNG VON URSACHE UND FOLGE

Was in der Diskussion von illegaler Migration und der Bedeutung der kriminellen Schleusergruppen (allzuoft) durcheinandergeworfen wird, ist folgendes: Es wird Ursache und Wirkung verwechselt. Illegale Migration findet zum überwiegenden Teil nicht WEGEN der Schleuser statt, sondern Schleuser gewinnen an Bedeutung, weil Migration stattfindet. Anders gesagt: 

· Kein Flüchtling läßt sich durch die Sichere Drittstaatenregelung abhalten, wenn er in Deutschland einen Asylantrag stellen will. 

· Kein Cousin wird sich davon abhalten lassen, seinen in Deutschland lebenden Verwandten als Erstanlaufstelle anzupeilen, wenn er dort Arbeit sucht, nur weil das deutsche Recht für einen solche Fall keine Familiennachzugsregelungen vorsieht.

· Kein Arbeitsmigrant wird sich von Grenzkontrollen abschrecken lassen, wenn er weiß (oder hofft), daß er in Deutschland Arbeit findet wird.

Ist aber ein Grenzübertritt nicht möglich, wird er sich nach Leuten und Organisationen umschauen, die ihm dabei helfen bzw. die ihm Hilfe anbieten.

5.2.
KANN STRAFBARES HANDELN DENNOCH LEGITIM SEIN?

Sie werden nun einwenden, daß das, was diese Personen und Gruppen anbieten, doch trotzdem kriminell ist. Ich finde, hier muß man unterscheiden

· zwischen Straftatbeständen, die ein nationaler Gesetzgeber definiert, 

· zwischen Taten, die sich dennoch auf eine Legitimationsgrundlage beziehen können, 

· und Taten, die eindeutig kriminell sind. 

Unerlaubter Grenzübertritt und Beihilfe dazu stehen per Beschluß des deutschen Gesetzgebers eindeutig unter Strafe, wie dies auch im Ausländergesetz (§ 92a) nachzulesen ist. Daran gibt es nichts zu rütteln.

Aber ist es denn ein Verbrechen, wenn man Menschen einen Weg zu Asyl und Sicherheit, zur Wiederherstellung der Familieneinheit, zu Obdach und Arbeit eröffnet? Das sind doch alles Werte, die auch wir gut heißen. Und wenn wir es nicht gut heißen, so gibt es eine Fülle von Menschenrechtsdeklarationen und –konventionen, die ein solches Tun legitimieren
. Stehen Menschenrechte und Menschenwürde nicht über dem Ausländerrecht?

Eindeutig kriminell sind in diesem Kontext nach meinem Verständnis vor allem solche Handlungen, die auf die vorsätzliche Täuschung und Schädigung eines Anderen ausgerichtet sind, d.h. die Menschen z.B. wider besseres Wissen von zu Hause weglocken, die trotz gezahlten Geldes die entsprechende 'Dienstleistung' nicht erbringen, die beim Grenzübertritt den Tod von Menschen billigend in Kauf nehmen, die Menschen, die sich vertrauensvoll in ihre Hand begeben haben, erpressen und in sklavenähnlichen Abhängigkeitsverhältnissen halten
. Ein heikles Feld für Gesetzgebung und Ethik, welches ich an dieser Stelle nur anreißen möchte. 

5.3.
GRENZEN HERKÖMMLICHER BEKÄMPFUNGSANSÄTZE  GEGENÜBER 'SCHLEUSERGRUPPEN'

Der Möglichkeit von Sicherheitskräften, migrationsermöglichende Netzwerke (die sogenannten "Schleusergruppen") mit ausschließlich repressiven Mitteln erfolgreich zu bekämpfen, sind vor allem durch folgende Punkte klare Grenzen gesetzt: 

· Deren ethnisch homogene Zusammensetzung: Z.T. kommen die entscheidenden Drahtzieher aus der selben Familien oder dem selben Clan, jeder Versuch, diese Strukturen zu infiltrieren, wird sofort bemerkt und entsprechend abgewehrt.

· Zentrale Stellen vieler Organisationen sind in Staaten, wo Arrangements mit den dortigen Sicherheitskräften ein ungehindertes, allseits profitables Miteinander garantieren.

· Der grenzübergreifenden polizeilichen Zusammenarbeit sind viele rechtliche und verfahrenstechnische Hürden gesetzt, während die international arbeitsteiligen Gruppen bei ihrer Zusammenarbeit von solchen Hindernissen frei sind.
 

5.4.
NEBENFOLGEN DES HERKÖMMLICHEN REPRESSIVEN BEKÄMPFUNGSANSATZ

Ein 'bloßes' (kostspieliges) Weiter-Hochrüsten der Grenzen sowie der Polizei- und Sicherheitsdienste als (alleiniges) Mittel zur Verhinderung illegaler Zuwanderung ist nicht nur von fragwürdiger Effizienz, es zeitigt auch Nebenfolgen, die im höchsten Maße bedenklich sind: 

· Die Schwere des Grenzübertritts und dem damit verbundenen Risiko korreliert mit einer hohen Zahl an Toten und Verletzten im Zusammenhang mit einem unerlaubten Grenzübergang [Grafik 5].

· Bei zunehmender 'Hochrüstung' der Grenze nimmt die Bedeutung von den kommerziellen und kriminellen Organisationen zu, die sich ihrerseits mit modernster Technik ausrüsten können und es ist anzunehmen, daß genau hier der Einfluß krimineller Organisationen zunimmt

· Mit dem Ansteigen der Preise für illegale Grenzübertritte nimmt die Angst vor einer Enttarnung des Status im Inland mit nachfolgender Ausweisung zu. Wo man bis ca. 1996 nach einer Abschiebung noch problemlos zu Hause einen neuen Paß kaufen konnte, und somit 48 Stunden nach Abschiebung wieder seine Arbeit aufnehmen konnte, ist dies inzwischen nicht mehr so leicht möglich. Entsprechend steigt die z.B. von Kontrolleuren der Arbeitsämtern festgestellte Aggressivität der Migranten dem Kontrollpersonal gegenüber
.

· Je besser die Grenze abgeschottet ist, desto größer werden auch die Schwierigkeiten für Migranten, nach Hause zu reisen. In Gesprächen, die der Veröffentlichung meines Forschungsberichts folgten, haben sich Anzeichen erhärtet, die zur damaligen Zeit nur andeutungsweise deutlich wurden: Die Zahl von 'Illegalen' nimmt zu, die gerne das Land verlassen würden, dies aber nicht tun z.B. aus Mangel an Geld oder Papieren oder aus Angst, zu einem späteren Zeitpunkt nicht mehr einreisen zu können

· Am besten verdienen die Schleusergruppen an der zunehmenden Grenzsicherung. Während der BND 1998 noch davon ausging, daß der Umsatz dieser Gruppen weltweit bei ca. 10 Milliarden DM lag [BND 1998: 6], geht er in seinem neuesten Bericht bereits davon aus, daß dies die Höhe der Profite allein für den europäischen Raum darstellt – "Tendenz steigend." [BND 2001: 8]

5.5.
PRINZIPIELLE GRENZEN DER BEKÄMPFBARKEIT ILLEGALER MIGRATION MIT REPRESSIVEN MITTELN 

Der wichtigste Punkt für mich ist aber, daß illegale Migration mit ihren operativen Mechanismen mit (ausschließlich) repressiven Mitteln prinzipiell nicht bekämpfbar ist.

· Der BND-Bericht enthält in Bezug auf die Effizienz von Polizei und Grenschutztruppen fast aller Migrationsherkunfts- und Transitstaaten düstere Einschätzungen. Oftmals ist es niedrige Bezahlung, manchmal Gewinnstreben und Korruption, manchmal 'nur' mangelhafte technische Ausstattung, die zum Schluß kommen läßt, daß die Überwindung nahezu aller entscheidenden Grenzen östlich und südöstlich von Deutschland für die gut ausgerüsteten Schleusergruppen kein nennenswertes Hindernis darstellen
. Diese Schlußfolgerung kann ich vor allem nach meinen Gesprächen mit ost- und südosteuropäischen 'Illegalen' bestätigen.

· Der BND-Bericht bestätigt auch folgende Erkenntnis empirischer Forschungsarbeit: Polizei, Sicherheitsdienste und Grenztruppen haben keine Möglichkeit, potentiell unkontrollierbare Grenzen effizient kontrollieren zu können. Sei es das waldreiche Dreieck zwischen Kroatien, Slowenien und Italien, sei es die tschechisch-deutsche Grenze, seien es die Küsten der Meere: Überall wird zugegeben, daß die Kontrolle prinzipiell Lücken hat
. 

· Ist aber eine Grenze gut zu kontrollieren (wie z.B. die polnisch-deutsche Grenze), wird dort mit gut gefälschten Papieren gearbeitet, die wiederum die Grenzorgane aus Kapazitätsgründen nur lückenhaft kontrollieren können
.

· Man kann die Marktmechanismen von Angebot und Nachfrage nicht mit Polizei und Grenzschutz bekämpfen. Folgende Karikatur bringt diese Vergeblichkeit auf den Punkt [Grafik 6]. Die Nachfrage nach Einreisen besteht trotz Verbote? Also gibt es Anbieter, die diese Nachfrage bedienen. Die Zielländer errichten höhere Barrieren mit Visabestimmungen und High-Tech Grenzsicherungen? Die Dienstleister werden erfinderischer, teurer, risikobereiter. Ganze neue Industriezweige sprießen und florieren: Hehlerei von Nachtsichtgeräten, Diebstahl von Visastempel, Hinterhofdruckereien für Ausweise usw. Auch hier bin ich dem SPIEGEL zum Dank verpflichtet, weil er nicht nur eine der typischen Preislisten dieses Dienstleistungssektors veröffentlichte
, sondern darüber hinaus auch noch einen ehemaligen Schleuser interviewte [18/2001:24], der genau in dieses von mir skizzierte Bild der kommerziellen Grenzübertrittsbranche der Schattenwirtschaft hineinpaßt: Alles hat seinen Preis, aber die Ware wird auch geliefert. Hier gewinnt auch der Ausdruck "Garantieschleusung" seine Bedeutung: Der Erfolg wird garantiert - und wenn es fünfmal und mehr Anläufe braucht. Das ist keine verbrecherische Ausbeutung, das ist fairer Business – wie viele andere geschäftliche Transaktionen in unserem Leben, nur eben Marktwirtschaft unter besonders schweren Bedingungen, mit seinen eigenen Gesetzen
. Entsprechend werden sich für jede Gruppe, die von Polizei und Sicherheitskräften zerschlagen wird, zwei neue bilden, die deren Platz in diesem lukrativen Business einnehmen werden.
· Abschließend sei nochmals an die Nachfrage erinnert, die in den Industrieländern nach 'illegalen' Billigstarbeitern besteht, etwa in der Bauindustrie, Landwirtschaft, Gastronomie sowie dem privaten und kommerziellen Reinigungsgewerbe. Wir täuschen uns über Ausmaß und Normalität, den illegale Ausländerbeschäftigung bereits in unserem Land hat, eben weil diese Beschäftigung weitestgehend unsichtbar ist und ganz natürliche (und strafrechtliche) Hemmschwellen bestehen, darüber offen zu sprechen. Kurz und knapp brachte es einer meiner 'illegalen' Gesprächspartner auf den Punkt: "Wo Geld verdient werden kann, sucht man Wege, da dran zu kommen. Wir wollen Arbeit, die deutschen Chefs wollen Gewinne, und die Mafia vermittelt zwischen uns." 

Sowohl empirische Forschungsergebnisse als auch Sicherheitsdienste kommen also zu der Schlußfolgerung, daß es unverändert eine Fülle von Möglichkeiten gibt, selbst die Grenze mit der "höchsten Kontrolldichte"
 in Europa zu überwinden. Denn: Repressive Ansätze in der Bekämpfung illegaler Zuwanderung werden das Migrationsverhalten der Menschen vor allem VERÄNDERN, nicht aber VERHINDERN. Daß die illegale Zuwanderung trotz aller Bemühungen nach wie vor hoch ist, ist bekannt [Grafik 7]. Mir scheint aber, daß sie, vor allem aufgrund der 'Umstellung' auf die Verwendung von gut gefälschten Papieren, noch höher ist als die Statistiken des BGS und die PKS nahelegen. 

Daraus folgt: Solange ordnungspolitische Maßnahmen zur 'Zuwanderungskontrolle' die faktischen Migrationsmechanismen bzw. die 'marktwirtschaftlichen' Angebots- und Nachfragestrukturen  nicht angemessen berücksichtigen, werden mehr und mehr Akteure in die Illegalität abgedrängt, und um so mehr vergrößert sich der rechtsfreie Raum, der sich staatlicher Kontrollbemühungen entzieht
. Wie leicht ein unerlaubter Grenzübertritt nach wie vor ist, formulierte mir gegenüber eine Sozialarbeiterin aus Polen im Januar 2000:

'Ich wundere mich jedes Mal, wie einfach es immer noch ist, über die Grenze zu kommen. Wenn sich beispielsweise eine Familie von mir verabschiedet, bin ich immer noch total aufgeregt. Ob das denn wohl klappt? Und es klappt. Sie gehen und vier Uhr früh und ich bekomme um zehn Uhr vormittags einen Anruf von ihnen aus Berlin. Sicher, es kostet inzwischen bis zu 500 DM pro Person, was vor allem für Familien teuer ist. Aber es klappt.'

Höchste Zeit, sich bezüglich alternativer Ansätze Gedanken zu machen. 

6.
AUSBLICK

Es wird viel zu oft übersehen, daß 'Illegale' ihre Heimat ebenso ungern verlassen wie Deutsche (s.o.  Fußnote 12) und daß viele, die hier leben, gerne wieder in ihre Heimat zurückkehren würden. Für folgenden Gesprächspartner etwa wäre es das Höchste,

"die Heimat aufzubauen, die Ukraine. Nicht irgendwo hinzufahren und andere Länder aufzubauen, sondern das eigene Land. Die besten Fachleute sind im Ausland. Auf der ganzen Welt. Zu Hause sitzen nur die Alkoholiker." [Alt 1999a: 230]

Was sollte man also tun, um internationale illegale Migration zu verhindern? Dem BND ist bei seinen Schlußfolgerungen aus meiner Seite vollauf zuzustimmen:  [Grafik 8+9]

Die Hauptursachen der weltweiten Wanderungsbewegungen werden auch in nächster Zukunft bestehen bleiben. ... Angesichts solcher Perspektiven sind die europäischen Staaten aufgerufen, ein umfassendes multilaterales Migrationskonzept zu entwickeln. Die Verstärkung der Grenzsicherung kann nicht die einzige Antwort auf den wachsenden Migrationsdruck sein. Über die bloße Abschottung hinaus muß die Zuwanderung so weit wie möglich gesteuert werden. ... Ohne den Abbau der Push-Faktoren ist die Bekämpfung der weltweiten Wanderungsbewegungen ... zum Scheitern verurteilt. Armut, Unterdrückung in den Ausgangsländern müssen schrittweise verringert, (Bürger-)Kriege möglichst verhindert oder beendet werden. Verstärkte humanitäre Maßnahmen und Entwicklungshilfe sowie eine weitere Öffnung der EU-Märkte und Zollerleichterungen können dazu einen Beitrag leisten. Die globale Dimension der Migrationsproblematik erfordert darüber hinaus eine verstärkte Kooperation der Industriestaaten weltweit. [BND 2001:95f., Herv.i.T.]

Diese beiden Seiten möchte ich, gerade weil die dort gezogenen Schlußfolgerung jede nur denkbare Aufmerksamkeit verdienen, als Anlage gerne zusammen mit meinem Vortrag zu den Tagungsunterlagen geben. 

Die Sache hat aber dann einen Haken, wenn wir nach der  Kosten fragen, die mit einer Umsetzung dieser Schlußfolgerungen verbunden sind. Und dann werden wir sehr schnell feststellen, daß wir alle für diese Kosten aufkommen müssen: Wir alle sind Nutznießer eines Systems, welches nicht nur zivilisatorisch-demokratisch einen hohen Entwicklungsstand hat, sondern auch eines Systems, welches auf Kosten anderer produziert und konsumiert. In einer zunehmend vernetzten Welt kann man nicht verhindern, daß sich dieses Schlaraffenland herumspricht und daß sich mehr und mehr Menschen auf den Weg machen, um an diesem Wohlstand teilzuhaben.

Diese Menschen werden vor allem dann in ihrem Herkunftsland bleiben, wenn wir mit dazu beitragen, daß vorhandene schlechte Entwicklungen gestoppt werden – Krieg, Menschenrechtsverletzung, Unterentwicklung, Umweltverschmutzung – und wenn wir dazu beitragen, daß ihre Heimatländer in absehbarer Zeit eine realistische Entwicklungschance haben, damit sich auch dort Wohlstand entwickelt. Wollen wir das, ist es nicht mit  Spenden und Kollekten am Sonntag getan – auch nicht mit strukturellen Umschichtungen vorhandener Haushaltsbudgets oder gar Steuererhöhungen. Nein, wir müssen nach gerechten Kriterien teilen und von unserem Wohlstand abgeben: Wir müssen verzichten
. Genau so etwas steckt beispielsweise in der harmlos klingenden Forderung nach "Öffnung der EU-Märkte und Zollerleichterung". Aber genau so etwas ist unpopulär in unserem Land. Dann ist doch auch der mitfühlende Gutmensch eher geneigt, nach mehr Polizei und mehr Grenzsicherung zu rufen, damit er seinen Wohlstand auch weiterhin allein genießen kann. Dies wird aber, wie ich hoffentlich aufzeigen konnte, auf Dauer nicht gelingen.

Es ist die Aufgabe von uns allen, der Bevölkerung in unserem Land – Politikern und 'Normalverbrauchern' – klarzumachen:

· Daß man nicht in einer sich globalisierenden Welt leben und nur die guten Dinge genießen kann. Man muß auch die negativen Folgen akzeptieren und auf diese Herausforderungen eine glaubwürdige Antwort finden.

· Daß materieller Reichtum, auf den unser Gesellschaft allzuviel Aufmerksamkeit verwendet, nicht alles ist: Auch andere Gesellschaften haben Werte, von denen wir lernen können. Man erinnere sich nur an die Begeisterung, mit der deutsche Bürger oft aus Urlauben in anderen Weltgegenden kommen - wie sie über die dort erfahrene Freundlichkeit, das Zeitgefühl, den sozialen Zusammenhalt, die hochstehende geistige Kultur etc. schwärmen. Meine These ist: Wenn wir von unserem Wohlstand abgeben, dann werden auch wir beschenkt werden
.

Darüber hinaus ist in Deutschland und auf der Ebene der Europäischen Union dringend über folgendes nachzudenken:  

· Wie kann ein Asyl- und Familienrecht, wie eine Zuwanderungsregelung gestaltet werden, die dem faktischen Migrationsverhalten bestmöglich entspricht und deshalb in der Lage ist, Illegalität von vorneherein zu vermindern?

· Wie können ganz pragmatisch die Rahmenbedingungen für hier 'illegal' lebende Menschen verbessert werden, ohne daß diesen deswegen automatisch daraus ein Anspruch auf Aufenthalt erwachsen würde?  Dadurch würde sowohl der Würde dieser Menschen Rechnung getragen, aber auch der Regelungshohheit, die ein souveräner Staat im Hinblick auf Zuwanderung hat.

Beides ist deshalb nötig, weil illegale Migrationsbewegungen anhalten werden, solange es weltweit Menschenrechtsverletzungen und Wohlstandsgefälle geben wird. Den Traum von einem besseren Leben anderswo kann man Menschen nicht verbieten. Auch hierin weiß ich mich mit MitarbeiterInnen deutscher Polizei- und Sicherheitsdiensten völlig einig. Da ich zu den vorstehenden Punkten aber bereits andernorts Darlegungen veröffentlicht habe [Alt 2001] und dies auch nicht der spezifische Gegenstand meines Referats ist, werde ich hier innehalten. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

� Der aktuelle BND-Bericht wird nachfolgend zitiert mit: BND 2001, der BGS-Projektgruppenbericht, herausgegeben von der Bundesgrenzschutzdirektion Koblenz 1997, nachfolgend zitiert mit: BGSD. Der BND-Bericht von 1998 [Illegale Migration. Pullach, Az. 32F-0933/98, Verschlußsache - nur für den Dienstgebrauch, nachfolgend abgekürzt mit BND 1998] wird kaum zitiert, da die meisten zitierwürdigen Aussagen auch im aktuellen BND-Bericht enthalten sind. Im Übrigen wird auf Kapitel IV/1.3.2.4. meines Forschungsberichts verwiesen, wo ich die Datengrundlage dieser Berichte kritisiere bzw. einige andere kommentierende Bewertungen vornehme [Jörg Alt: Illegal in Deutschland – Forschungsprojekt zur Lebenssituation 'illegaler' Migranten in Leipzig. Karlsruhe: von Loeper Literaturverlag, 1999, nachfolgend zitiert mit: Alt 1999a]


�Ich schließe mich mangels einer geeigneten begrifflichen Alternative dem in Deutschland gängigen Brauch an, von diesen Menschen als 'illegalen' Migranten oder 'Illegalen' zu sprechen. Die kürzeste Begründung für die Sinnhaftigkeit dieser Bezeichnung liefern Lederer/Nickel (Illegale Ausländerbeschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland. Hrsg. v. Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung, Abteilung Arbeits- und Sozialforschung. Bonn, 1997):


"Der Begriff 'illegal' wird im folgenden anderen, verwandten Termini vorgezogen, da die jeweiligen (ausländer-) rechtlichen Bestimmungen eines Staates die Kontextbedingungen für die Lebenswelt von Zuwanderern definieren - insbesondere, wenn sie illegal sind. Andere, verwandte Begriffe, wie irreguläre, unkontrollierte, klandestine oder undokumentierte Migration geben nicht wieder, daß sich diese Zuwanderergruppe von anderen Typen staatlich legalisierter Migration ... im Kern dadurch unterscheidet, daß alleinig ihr Aufenthalt im Zielland einen Rechtsverstoß darstellt; dadurch stehen sie außerhalb der 'Rechtsgemeinschaft'." [S.15]


'Illegale' Migranten im Sinne des Forschungsprojekts sind somit – kurz gesagt - alle Migranten, die ohne gültige Papiere nach Deutschland einreisen bzw. sich ohne gültige Papiere in Deutschland aufhalten und die, wenn sie kontrolliert würden, mit einer Ausweisung und Abschiebung rechnen müssen. 


� Matthew Gibney: Outside the protection of the Law: The Situation of Irregular Migrants in Europe. A synthesis report commissioned by the Jesuit Refugee Service Europe and porduced by the Refugee Studies Centre Queen Elizabeth House, University of Oxford, 2000.


�In der Zusammensetzung handelt es sich um eine zufällige Stichprobe. Diese Stichprobe kann aufgrund ihrer Größe keinerlei Repräsentativität beanspruchen. Um hier weiterzukommen, bedurfte es ergänzender Recherchen. Diesbezüglich wird aber auf die entsprechenden Darlegungen in Teil I des Forschungsberichts verwiesen.


� Da Polizei und Sicherheitsdienste andere "Typisierungen" in ihrer Datenauswertung vornehmen, wird in Kapitel 2 dieses Vortrags nicht auf deren Ausführungen im einzelnen eingegangen. Verwiesen wird aber beispielsweise auf den "Allgemeinen Teil" des BGS-Projektgruppenberichts [BGSD:5-11] sowie auf die Einleitung des BND Berichts [BND 2001: 5-7]. 


�Auf die seit Jahren geführte Diskussion um Spannungen zwischen dem das deutsche Asylrecht begründenden Artikel 16a des Grundgesetzes und der Flüchtlingsdefinition der Genfer Flüchtlingskonvention kann hier nicht im Einzelnen eingegangen werden. Der wichtigste Unterschied ist von Kanein/Renner (Ausländerrecht. Kommentar. München: Beck, 61993) wie folgt zusammengefaßt worden: "Während Artikel 16 a I GG eine objektive Beurteilung der Verfolgungsgefahr verlangt, stellt Art.1 A Nr. 2 GK auf die eher subjektiv gefärbte 'begründete Furcht'... vor Verfolgung ab, für die 'gute Gründe'... gegeben sein müssen" [S. 334]. Dieses Zusammenspiel zwischen subjektiven (Furcht) und objektiven Merkmalen ist nach der Ansicht von Kritikern des deutschen Asylrechts mehr und mehr zugunsten einer Beurteilung objektiver Verfolgungswahrscheinlichkeit bzw. der 'objektiven Schwere' der Verfolgung (Verfolgungsintensität) zurückgetreten. Zur Auslegung der Flüchtlingsdefinition in anderen Ländern vgl. etwa Carlier, J.-Y./Vanheule, D./Hullmann, K./Galiano, C. P. (Hrsg.): Who Is a Refugee - A Comparative Case Law Study. The Hague: Kluwer Law International, 1997.


�Im Verlaufe der Studie wurde festgestellt, daß vor allem Folteropfer vom Asylverfahren oftmals überfordert sind. In der Anhörung können sie deshalb ihre Fluchthintergründe nicht angemessen präsentieren mit der Folge, daß ihr Antrag abgelehnt wird. Dieses Ergebnis deckt sich mit der Erkenntnis von Experten einschlägiger Behandlungszentren für Folteropfer (vgl. etwa Weber, R.: Extremtraumatisierte Flüchtlinge in Deutschland – Asylrecht und Asylverfahren. Frankfurt: Campus, 1998)


�Vgl. hierzu auch: Deutscher Caritasverband (Hrsg.): Migrationspolitische Positionen: Integration fördern- Zuwanderung gestalten. In: Reihe caritas spezial nr. 2 (1999). Freiburg, sowie Verbände der Freien Wohlfahrtspflege: Zur rechtlichen und sozialen Situation der Ausländer ohne legalen Aufenthaltsstatus in Deutschland. Gemeinsame Erklärung, April 1999.


�Der Ausdruck "materielle Bedürftigkeit" wird dem gängigeren Ausdruck 'Armut' vorgezogen, um der schwierigen Unterscheidung zwischen 'absoluter' und 'relativer Armut' auszuweichen. Allerdings: Auch wenn viele Gesprächspartner und die Angehörigen, für die sie sorgen (eigene Familie, Eltern oder Geschwister), vor der Emigration ein Leben am Existenzminimum führten, so war die Situation bei niemandem akut lebensbedrohlich. Der Ausdruck "Perspektivlosigkeit" bezeichnet die Nicht-Absehbarkeit einer Verbesserung in der materiell-beruflichen und der damit zusammenhängenden familiär-sozialen Situation für die nähere Zukunft, so daß die Ungewißheit einer Emigration vielversprechender erscheint als das Warten auf 'bessere Zeiten' im Herkunftsland


� z.B.: UNHCR (2001) Communication from the European Commission "Towards a common asylum procedure and a uniform status, valid throughout the Union, for persons granted asylum - UNHCR's preliminary observations. Genf, Januar 2001: "The circumstances that force people to flee their country are complex and, often, of a composite nature." [§ 3]


� Vgl. hierzu meine allgemeinen Ausführungen zur Bestimmung des Verhältnisses zwischen Personen, die 'nur' Straftäter im Sinne des Gesetztes sind und solchen, denen intentionale Kriminalität nachgesagt werden muß in Alt 1999a: Kapitel III/3 und Jörg Alt: CD-ROM zum Forschungsbericht. Karlruhe: von Loeper, 1999, nachfolgend zitiert mit Alt 1999b: Anlage 3-10 ("Statistiken und Grafiken zur Kriminalitätslage unter 'Illegalen')


� Hier stellt sich oft die Frage, wieso man in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit Ausländer illegal beschäftigt. Dies liegt zum einen daran, daß kein Einheimischer bereit wäre, zu den Arbeitsbedingungen und –zeiten bzw. dem Gehalt zu arbeiten wie 'illegale' Billigstarbeiter dies tun, und Einheimische zudem nur wenig Bereitschaft zeigen, ihren Wohnort zwecks Arbeitssuche in anderen Teilen des eigenen Landes zu verlassen. Im Economist (31.3.2001) war beispielsweise zu lesen, daß die boomende norditalienische Wirtschaft ohne Arbeitskräfteimport nicht mehr funktionieren könnte, während Süditalien über eine Arbeitslosenrate von über 20 Prozent verfügt [S.68]. Ähnliche Einstellungen beobachte ich aber auch bei Arbeitslosen aus meinem eigenen Bekanntenkreis.


�Z.B. Größe der Gruppe, Auffälligkeit durch Hautfarbe oder die Wahrscheinlichkeit, aufgrund der sich verschärfenden Kontrollsituation erwischt zu werden.


�Indem Migranten etwa von der Polizei bei einer Razzia entdeckt oder beim Grenzübertritt verhaftet werden.


�Indem Migranten etwa im Transitland oder beim Grenzübertritt vorzeitig von ihren Schleusern verlassen werden.


�Aus dem BGS-Projektgruppenbericht geht hervor, daß detaillierte Schilderungen und Instruktionen (mündlich oder per Brief) einem 'Illegalen' auch heute noch reichen können, um seinen Weg nach Deutschland zu finden. Dort heißt es nach dem ausführlichen Zitat aus einer schriftlichen Reisebeschreibung mit detaillierten Verhaltensmaßnahmen:





"Die in diesem Fall aufgefundene Wegbeschreibung ist in Bezug auf ihre Ausführlichkeit zwar einmalig, jedoch wurden auch in zahlreichen anderen Fällen Aufzeichnungen über die Reisestationen aufgefunden. Es kann daher als gesicherte Erkenntnis angesehen werden, daß neben den irakischen Staatsangehörigen, die durch Schleuser ... nach Deutschland gebracht werden, eine hohe Anzahl in der Lage ist, diese Reise selbständig durchzuführen." [BGSD:41]


�Beispielsweise die Forschungsgesellschaft Flucht und Migration in ihrem Manuskript Die Grenze – Flüchtlingsjagd in Schengenland, Berlin 1998, S.46. Die Sächsische Kriminalstatistik (PKS) stellte 1998 sogar fest, daß es sich bei 99,5% aller "illegalen Grenzübertritte nach dem Ausländergesetz" um alleinhandelnde Tatverdächtige handelte [S.63]. Selbst wenn es sich bei einem Teil dieser Personen um Geschleuste handelt, die ihre Hintermänner verheimlichen, so bestätigt doch auch diese Angabe den hohen Anteil Alleinhandelnder. Eine steigende Tendenz stellt der BND jedoch fest. In seinem Lagebericht 1998 ging der BND noch davon aus, daß an dieser Grenze nur 20% der Aufgegriffenen die Hilfe von Schleusern benötigte [BND 1998:30]. Sicherlich werden immer mehr und immer größere Gruppen aufgegriffen. Das hängt aber auch damit zusammen, daß Gruppen auffälliger sind und Grenztruppen ihre Kräfte lieber zum Aufgriff einer Gruppe in Bewegung setzen als zum Aufgriff Einzelner.


�Diese Meinung vertrete nicht nur ich, sondern auch BND und Richter, die Schleusungsdelikte an der Grenze bearbeiten, sondern auch der BGS. Aus dem Projektgruppenbericht: "Bei den auf deutscher Seite eingesetzten Kraftfahrern handelt es sich in den meisten Fällen um tschechische und deutsche Staatsangehörige, die aufgrund ihrer finanziellen Situation (Arbeitslosigkeit, Verschuldung) Geld benötigen und daher konkret durch tschechische Angehörige der Schleuserorganisation angeworben werden oder aber selbst diese ansprechen." [BGSD: 27, vgl. auch BND 2001: 41f.+45 zu Polen und Ungarn]


� Daß diese These auch den Aussagen der Sicherheitsdiensten nicht widerspricht: Siehe Alt 1999b: Anlage 4-9 ("Alternative Lesart des Berichts der BGS-Projektgruppe 'Einschleusung irakischer Staatsangehöriger': Im Grunde dominieren doch die privaten und kommerziellen Netzwerke das 'Schleusungsbusiness'.")


� Ein Sachverhalt, auf den in den Einführungen zu den Polizeilichen Kriminalstatistiken (PKS) auch regelmäßig hingewiesen wird: Vgl. z.B. die PKS Freistaat Sachsen, 1996,1997,1998, Vorbemerkungen, Abschnitt B.


�Mit dem Begriff "Organisierte Kriminalität" wird jedoch, v.a. von Seiten der Politik oder der Medien, meiner Ansicht nach zu oft leichtfertig umgegangen, indem schon gemeinschaftliche, evtl. mit anderen Banden arbeitsteilig begangene Bandenkriminalität darunter gerechnet wird. Die einzige juristisch-legale Definition für Organisierte Kriminalität befindet sich nach meinem Wissen in den Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren, Anlage E "Gemeinsame Richtlinie der Justizminister/-senatoren und der Innenminister/-senatoren der Länder über die Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft und Polizei bei der Verfolgung der Organisierten Kriminalität":


"2.1.	Organisierte Kriminalität ist die von Gewinn- oder Machtstreben bestimmte, planmäßige Begehung von Straftaten, die einzeln oder in ihrer Gesamtheit von erheblicher Bedeutung sind, wenn mehr als zwei Beteiligte auf längere oder unbestimmte Zeit arbeitsteilig





a.	unter Verwendung gewerblicher oder geschäftsähnlicher Strukturen,


b.	unter Anwendung von Gewalt oder anderer zur Einschüchterung geeigneter Mittel oder


c.	unter Einflußnahme auf Politik, Medien, öffentliche Verwaltung, Justiz oder Wirtschaft.





zusammenwirken."


Gerade wegen der Gefährlichkeit dieser Gruppen sollten nur solche, die alle vorstehende Merkmale erfüllen, unter dem "OK"- Begriff zusammengefaßt werden. 


�Vgl. zu diesem Punkt auch COMECE (COMmission des Episcopats de la Communauté Européenne) Erklärung der Bischöfe der COMECE im Hinblick auf eine gemeinsame Asyl- und Einwanderungspolitik für die Europäische Union. Rom, 30.3.2001, Deutscher Caritasverband, a.a.O, S.27 sowie Dieter Oberndörfer: Zuwanderungs- und Integrationsbedarfe. Gutachten für die Enquetekomission "Demographischer Wandel" des Deutschen Bundestages, 2001, § 2.2.1


� Ein Beispiel für die 'umgangssprachliche' Prägung des Kriminalitätsverständnisses selbst in Fachbüchern ist das Folgende Zitat aus dem Staatslexikon: "Kriminalität ist die Gesamtheit der in der menschlichen Gemeinschaft oder in deren Teilgruppen begangenen Verbrechen... Die überwiegende Meinung bezeichnet als Verbrechen alles, was in der jeweiligen Gesetzgebung oder Rechtsprechung als Straftat erklärt wird" [Th. Württenberger, Stichwort "Legalität, Legitimität"]. Zu einer Ausführlichen Diskussion der Begriffe "legal", "legitim", und "kriminell" vgl. Alt 1999b: Anlage 3-09 ("Wie bestimmen sich die Begriffe 'legal', 'illegal' oder 'kriminell'?")


�Zu den drei vorstehenden Punkten vgl. Alt 1999a: Kapitel IV/1.3.+IV/3.3.


� Alt 1999a: Kapitel IV/4.2.3. Einen vergleichbaren Prozeß, wie ich ihn an der deutsch-polnischen Ostgrenze beobachtet habe, stellt der BND-Bericht in Spanien fest: War (und ist noch) das 'Migrationsbusiness' ursprünglich eine Art Klein- und Familienbetrieb, stellt sich zunehmend eine Professionalisierung ein [BND 2001: 19]


�Alt 1999a: Kapitel IV/2.3., vgl. z.B. auch den Bericht der Bearbeitungsstelle zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung beim Arbeitsamt. Erfahrungsbericht für den Zeitraum 01.01.1996 bis 31.12.1999 gem. RdErl. vom 28.07.1999 – IIa3 – 7419 (38)


�Vgl. Alt 1999a: Kapitel II/10.4. + IV/1.5., Economist vom 31.3.2001: 12.


�Hier sei beispielsweise auf die entsprechenden Ausführungen zu den Grenzen von GUS-Ländern, zur Slowakei, zu Albanien  oder Rumänien verwiesen.


�Zur Situation an der deutschen Ostgrenze ein Auszug aus den Forschungsunterlagen: Alt 1999b: Anlage 5-1 ("Interview mit einem hochrangigen BGS-Beamten")


"Ich versuche ... immer wieder, Gesprächspartnern plausibel zu machen, daß eine Personalerhöhung nicht das Allheilmittel ist. Z.Zt. überwachen etwa 5 000 Beamte über 800 km Grenze. Dies ist eine Grenzlänge, die sie, auch wenn sie 10.000 oder gar 20.000 Beamte im Einsatz hätten, nicht so kontrollieren könnten, daß jederzeit an jeder Stelle einer stehen würde." [Antwort auf Frage 39, vgl. hierzu den BND-Bericht zu der Grenzsicherheit in Griechenland, Italien oder Spanien]


� Vgl. hierzu Alt 1999a: IV/1.2.3.3.4., sowie Alt 1999b: Anlage 5-1 ("Interview mit einem hochrangigen BGS-Beamten"). Ein Auszug, nämlich Fragen 8-10 und 22:


" F.	Der nächste wichtige Punkt für mich ist ... der Grenzübertritt mit gefälschten, verfälschten Papieren. Welche Möglichkeiten hat der BGS festzustellen, ob am Grenzübergang vorgezeigte Papiere und Visa als Tourist, Besucher oder Geschäftsmann echt sind oder nicht?


A.	Wir haben zunächst die Möglichkeit der Sichtkontrolle, und da läßt sich bei einfachen Fälschungen oftmals schon einiges feststellen. Leider haben wir auch immer wieder Feststellungen bei echten Papieren, weil ausstellende Länder dies oft nicht so genau nehmen. Es kommt schon mal vor, daß auch bei echten Papieren Klebstoffspuren vorhanden sind oder Stempelaufdrucke nicht sorgfältig genug angebracht sind. In diesen Fällen gibt es dann im Nachhinein oft viel Ärger. Wir haben aber auch die sogen. Doko-Box. Das ist eine hoch ausgereifte Technik. Dort werden die Papiere bei Verdachtsmomenten eingelegt und es läßt sich mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit feststellen, ob das Papier echt ist oder nicht. Bleiben gleichwohl Zweifel bestehen, dann wird das Grenzübertrittspapier an die Grenzschutzdirektion nach Koblenz geschickt und dort von Fachleuten überprüft.


F.	Aber ich habe recht gehört: Das passiert nur, wenn Verdacht aufkommt?


A.	Nein. Es muß nicht unbedingt ein Verdacht per Augenschein vorliegen bevor eine nähere Überprüfung durchgeführt wird. Wenn der kontrollierende Beamte meint, es sei sinnvoll, den Paß einzulegen und zu überprüfen, dann wird es getan.


F.	Das wäre jetzt weniger eine Gesichtskontrolle sondern eine Zufallsstichprobe?


A.	Bei dem Grenzverkehr, der bei uns über die Übergänge läuft, müssen das in der großen Masse Stichproben sein. (...)


F.	Die 200 Millionen Ein- und Ausreisen an der Ostgrenze ist eine gewaltige Zahl und ich gehe davon aus, daß der Bundesgrenzschutz nicht in der Lage ist, alle diese 200 Millionen Ein- und Ausreisen zu kontrollieren. Wieviel Prozent, glauben Sie, können Sie stichprobenartig überprüfen und wieviel werden durchgewunken?


A.	Diesbezüglich verfüge ich über keine Schätzung. Dieses Thema ist von der aktuellen Verkehrssituation abhängig und ist auch für die einzelnen Übergänge differenziert zu sehen. Es gibt stark frequentierte Grenzübergänge, an denen gleichwohl immer die Kontrolle nach Schengenstandard ohne Kontrollockerungen möglich ist, d.h. es gibt überhaupt kein Durchwinken. Andererseits haben wir auch Grenzübergänge mit sehr hohem Verkehrsaufkommen, die so stauanfällig sind, daß hin und wieder, vor allem in Verkehrsspitzenzeiten, vor Feiertagen oder in der Urlaubszeit, zeitweise auf den Mindestkontrollstandard zurückgefahren werden muß."


Zu Fragen der Erhältlichkeit von Papieren vgl. BND 2001, z.B. S. 38, 65+91


� Moskau – Kiew: 200 $, Uzgorod (Ukraine - Kosice (Slowakei) 500 $, Kosice – Bratislawa – Trencin (alles Slowakei): 250 $, Kiew – Tschechien: 1000 $, Kiew – Prag: 1900 $, Ungarn – Tschechien: 800-1000 $, 1 Übernachtung in Tschechien: 50 $, Tschechien – Hamburg: 900 $ etc. [SPIEGEL 18/2001:25]


�Vgl. hierzu ausführlicher Alt 1999a: S.417-420 sowie Krasmann, S./Lehne, W.: "'Organisierte Kriminalität' im Windschatten der Globalisierung legaler und illegaler Märkte". In: Vorgänge, 36 (1997), Heft 1, S. 106-119.


�So etwa der ehemalige Bundesinnenminister Kanther am 1.4.1998 in einer Pressemitteilung. Allerdings hat diese Kontrolldichte einen hohen Preis: Der Etat des Bundesgrenzschutzes betrug 1998 2,9 Milliarden DM, während dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung im gleichen Jahr insgesamt 7,6 Milliarden DM zur Verfügung standen.


�Vgl. auch Ghosh, B. Huddled Masses and Uncertain Shores - Insights into Irregular Migration. The Hague: Martinus Nijhoff, 1998, S.146, sowie Pries, L. Transnationale Soziale Räume. Theoretisch–empirische Skizze am Beispiel der Arbeitswanderungen Mexiko – USA. In: Zeitschrift für Soziologie, 25, Heft 6, S. 456– 472.


� Vgl. hierzu Jörg Alt/ Ralf Fodor: Rechtlos? Menschen ohne Papiere. Karlsruhe: von Loeper, 2001, nachfolgend zitiert mit: Alt 2001, Kapitel III/4.


� Vgl. zu Vorstehendem auch Alt 2001: Kapitel II/3.5.1.1. ("Globalisierung und globale Märkte), II/3.5.1.3. ("Wohlstandsmodelle und Lebensqualität") sowie III/1.1. ("Internationale Maßnahmen")





� Economist in Mat 25





